
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde, 
 
zwei große Themen standen auf der Tagesordnung der Ministerpräsidentenkonfe-
renz mit dem Bundeskanzler. Bund und Länder haben mit den gefassten Beschlüssen 
deutlich gezeigt: Wir stellen uns gemeinsam den gewalƟgen Herausforderungen und 
handeln konkret, schnell und verlässlich. Die Ministerpräsidentenkonferenz hat eine 
Vereinbarung zur Finanzierung der Kosten für Geflüchtete getroffen und sich zum 
gemeinsamen Ziel von mehr Steuerung und Ordnung der MigraƟon bekannt. Bei die-
ser gemeinsamen Aufgabe lässt der Bund die Kommunen nicht allein.  
Die Unterbringung und Versorgung Geflüchteter vor Ort ist ein wichƟger Teil des ge-
samten MigraƟonsthemas, mit dem wir uns seit Längerem auseinandersetzen. Neben Zuwanderung, die wir durch die 
Änderung des FachkräŌeeinwanderungsgesetzes erleichtern wollen, müssen wir gemeinsame europäische Regelungen 
durchsetzen.  
Außerdem haben Bund und Länder den Deutschland-Pakt weiter ausbuchstabiert: Über 30 bereits iniƟierte Gesetzes-
vorhaben ermöglichen mehr Tempo und einfachere Verfahren. Diese Vereinbarungen sorgen nun dafür, dass in 
Deutschland schneller geplant, gebaut und modernisiert werden kann.  
In dieser Sitzungswoche haben wir zwei wichƟge Vorhaben für die Modernisierung unseres Gesundheitswesens auf den 
Weg gebracht. Mit dem Digitalgesetz werden Arztpraxen und Apotheken digitaler, das kommt auch allen PaƟenƟnnen 
und PaƟenten zugute. Dafür führen wir ab 2025 die elektronische PaƟentenakte für alle gesetzlich Versicherten ein, auf 
der sämtliche medizinische Angaben und Unterlagen unter Wahrung des Datenschutzes digital gespeichert werden. 
Auch das E-Rezept kommt und soll perspekƟvisch das Papierrezept ablösen. Außerdem erleichtern wir die gemeinwohl-
orienƟerte Nutzung von Gesundheitsdaten für Forschungszwecke.  
Auch für Familien wollen wir das Leben leichter machen. Nach dem Bürgergeld und der Wohngeldreform haben wir mit 
der Kindergrundsicherung in dieser Woche das nächste große sozialpoliƟsche Projekt auf den Weg gebracht. Viele Fami-
lien, die von Armut bedroht sind, nehmen familienpoliƟsche Leistungen wie den Kinderzuschlag nicht in Anspruch – ent-
weder aus Unkenntnis, aus Scham oder aus Sorge vor BürokraƟe. Die Kindergrundsicherung soll genau diesen Familien 
und ihren Kindern helfen. Dafür muss sie zielgenau, leicht zugänglich und möglichst unbürokraƟsch sein. Deshalb wer-
den wir uns im parlamentarischen Verfahren dafür einsetzen, das Kindergrundsicherungsgesetz zu verbessern. Denn nur 
so erreichen wir unser Ziel: Dass kein Kind mehr in Armut aufwachsen muss und jedes Kind unabhängig vom Elternhaus 
die gleichen Chancen hat. Dafür muss sie zielgenau, leicht 
zugänglich und möglichst unbürokraƟsch sein. Deshalb 
werden wir uns im parlamentarischen Verfahren dafür ein-
setzen, das Kindergrundsicherungsgesetz zu verbessern. 
Denn nur so erreichen wir unser Ziel: Dass kein Kind mehr 
in Armut aufwachsen muss und jedes Kind unabhängig 
vom Elternhaus die gleichen Chancen hat.  
 
Viel Spaß beim Lesen.  
 
 
Euer Johannes  

Johannes Schraps. 
 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 
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Wenn ich in meinem Auto im 
Wahlkreis im Weserbergland 
unterwegs bin, dann halte ich 
gerne an den zahlreichen Ver-
kaufsstellen der vielen regio-
nalen Erzeuger an. Ob bei re-
gionalen Bäckereien, an den 
Hofverkaufständen örtlicher 
Landwirte oder bei den nur 
noch sehr wenigen regionalen 
Metzgereien. 
 
Als ich kürzlich in Uslar-
Schönhagen bei Bauer OƩe in 
der Landfleischerei mal wie-
der einen kurzen Stopp für ein 
paar kleine Einkäufe gemacht 
habe, da haben mir Daniel 
OƩe und sein Vater, der den 
Betrieb seit den 70ern aufge-

baut haƩe, spontan ihren Be-
trieb gezeigt. Von den lecke-
ren Würstchen bis zur ange-
rührten Blutwurst. Danke für 
die Einblicke und immer wie-
der lecker. Übrigens bietet 

Bauer OƩe auch einen Party-
Service und die regionalen 
Produkte sind ECHT!-
zerƟfiziert von der Solling-
Vogler Region. 

Am MiƩwoch, den 15.11.2023 
wird um 18 Uhr im Kunstkreis 
Hameln, Rathausplatz 4 eine 
Lesung des Buches „Unser 
Deutschland Märchen“ von 
Dinçer Güçyeter  staƪinden. 
Unser Deutschlandmärchen 
ist eine Familiengeschichte in 
vielen SƟmmen. Frauen meh-
rerer GeneraƟonen und der in 
Almanya geborene Sohn erin-
nern sich in poeƟschen, oŌ       
mythischen, kräŌigen Bildern 
und in Monologen, Dialogen, 
Träumen, Gebeten, Chören. 

Dinçer Güçyeter erzählt vom 
Schicksal türkischer Griechen, 
von der Verwurzelung in ana-
tolischem Leben und von der 
Herausforderung, als soge-
nannte Gastarbeiter, Gastar-
beiterin und als deren Nach-
komme in Deutschland ein 
neues Leben zu beginnen. 
Hierfür wurde er mit dem 
Preis der Leipziger Buchmesse 
in diesem Jahr ausgezeichnet. 
Vielen Dank an den Verein 
Denkanstoß für die Organisa-
Ɵon dieser spannenden Ver-
anstaltung.  
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Nun war es endlich wieder soweit. 
Eine Besuchergruppe aus dem We-
serbergland besuchte mich, bei 
einer durch das Bundespresseamt 
organisierten InformaƟonsfahrten 
in die Bundeshauptstadt . Viele 
Menschen aus meinem Wahlkreis 
nutzten jetzt wieder die Möglich-
keit, mich in Berlin zu besuchen 
und ein spannendes Programm vor 
Ort zu durchlaufen.  
So konnte ich die Gruppe von Be-
sucherinnen und Besuchern in Ber-
lin willkommen heißen und dabei 
auch etwas über meine poliƟsche 
Arbeit in Berlin berichten.  
Bei bestem WeƩer haben wir ge-
meinsam den Deutschen Bundes-
tag besucht. Hier haƩen wir die 
Chance, einen Blick in den Plenar-
saal des Bundestages und den 
FrakƟonssaal der SPD zu werfen 
sowie die Dachterrasse mit der 
Glaskuppel zu besichƟgen. Dort 
oben wurde uns eine atemberau-
benden Aussicht über die Skyline 

von Berlin geboten. Von den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Bundestages haben wir allerlei 
Wissenswertes zur Historie erfah-
ren und wurden durch die Ge-
schichte des Reichstagsgebäudes 
geführt. Im Anschluss haben mei-
ne „Gäste“ ein spannendes, dreitä-
giges InformaƟonsprogramm in 
Berlin erlebt. 
Auf dem Programm für die Teilneh
-merinnen und Teilnehmer stan-
den neben einer Stadtrundfahrt, 
die sich an poliƟsch und histori-
schen Orten Berlins orienƟert, der 
Besuch des „Denkmals für die er-
mordeten Juden Europas“, Füh-
rung durch die Ausstellung „Wege, 
Irrwege, Umwege—Die Entwick-
lung der parlamentarischen Demo-
kraƟe in Deutschland“, der Besuch 
der Dauerausstellung im Jüdischen 
Museum, der Besuch des Doku-
mentaƟonszentrums Topographie 
des Terrors und der Führung durch 
den „Tränenpalast“.  

Das gesamte Programm wurde ab-
gerundet mit einer kulinarische Rei
-se durch die Berliner Gastronomie 
und ließ somit kaum noch Wün-
sche offen. Natürlich war auch et-
was Zeit, die Stadt auf eigene 
Faust zu erkunden, um das ein 
oder andere Souvenir mit nach 
Hause zu bringen. Dreimal im Jahr 
besteht für mich die Möglichkeit, 
poliƟsch interessierte Menschen 
aus meinem Wahlkreis nach Berlin 
einzuladen. Die Dauer beträgt in 
der Regel drei Tage und ist ge-
spickt mit einem vielversprechen-
dem Programm sowie verschiede-
nen AkƟvitäten. Die Kosten wer-
den vom Bundespresseamt über-
nommen. Ihr möchtet mich auch 
einmal in Berlin besuchen? Dann 
meldet Euch in einem meiner 
Wahlkreisbüros oder informiert 
Euch auf meiner Internetseite 
www.johannes-schraps.de  
Ich freue mich auf Euren Besuch!  
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Wie sollten wir uns aus der Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts ler-
nen. Dies war die zentrale Frage 
des sehr zeitgemäßen Austauschs 
im Humboldt-Forum in Berlin, an 
dem ich als Podiumsteilnehmer 
teilnahm. Während der DebaƩe, 
die im Rahmen der Konferenz "Was 
ist der Sinn der Geschichte, wenn 
wir nie daraus lernen? Dialog, Erin-
nerung und Solidarität in Europa" 
staƪand, sprachen wir unter ande-
rem darüber, wie wir historische 
Themen für ein junges Publikum 
zugänglich machen können. Ich ha-
be mich sehr gefreut, meine eige-
nen Erfahrungen darüber zu teilen, 
wie PoliƟker:innen  junge Men-
schen erreichen und ihnen ge-
schichtliche oder auch poliƟsche 
Themen auf spannende Weise nä-
herbringen können. Am Ende geht 
es aber bei der historischen Bildung 

um uns alle, darum, Gespräche zu 
führen, miteinander zu reden. 
Mein Dank gilt den inspirierenden 
MitdiskuƟerenden: Alexandra 
Mészáros, eine ungarische Studen-
Ɵn, die ihre Erfahrungen mit einem 
Projekt teilte, das 
Schülerinnen und 
Schülern ermöglicht, 
wichƟge Gedenk-
stäƩen zu besuchen; 
Vilano Qiriazim, der 
Leiter der Abteilung 
BildungspoliƟk des Eu-
roparats; dem Künstler 
und Bildungsexperten 
Dan Wolf, der sich zu 
uns online zugeschal-
tet hat, sowie unserem 
erfahrenen Moderator 
Marek Zajac. Ein herzli-
ches Dankeschön geht 
auch an das Europäi-

sche Netzwerk Erinnerung und Soli-
darität & das BundesinsƟtut für 
Kultur und Geschichte der Deut-
schen im östlichen Europa, das 
mich zu diesem bedeutsamen  
Gespräch eingeladen haben!  

Es war mir eine Freude, mich mit 
dem Vorsitzenden Peter Möller 
und dem Projektleiter Marcel Bles-
sing-Shumilin von der Eberhard-
Schöck-SƟŌung zu treffen, als sie 
aus Baden-Baden zu Besuch nach 

Berlin kamen. Die SƟŌung wurde 
vor mehr als 30 Jahren gegründet, 
um in den damaligen TransformaƟ-
onsstaaten MiƩel- und Osteuropas 
die Handwerkerausbildung und 
den MiƩelstand zu fördern und 

Begegnungs- und Aus-
tauschmöglichkeiten 
zu schaffen. Heute ist 
die SƟŌung ein Mit-
glied im Deutsch-
Moldauischen-Forum, 
dessen Vorsitzende ich 
bin. Wir haben uns 
über die Projekte der 
SƟŌung in der Republik 
Moldau unterhalten, 
insbesondere über die 
Modernisierung der 
Berufsausbildung für 

Tischler und Verputzer in den Städ-
ten Căușeni, Chişinău und HînceşƟ. 
Wir werden weiterhin eng zusam-
menarbeiten, um die Beziehungen 
zwischen Deutschland und Moldau 
zu stärken 
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Ich habe im Deutschen Bundestag 
zum Kreditzweitmarkƞörderungsge-
setz gesprochen. Dieser Gesetzent-
wurf ist ein weiterer wichƟger SchriƩ, 
um die Bankenunion zu vollenden, die 
WeƩbewerbsfähigkeit der deutschen 
Banken zu stärken und die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher zu schüt-
zen.  
Mit diesem Gesetz schaffen wir einen 
gemeinsamen europäischen Rechts-
rahmen für die Übertragung von Kre-
diƞorderungen, insbesondere von 
notleidenden Krediten. Diese sind Kre-
dite, bei denen die Schuldnerinnen 
und Schuldner in Zahlungsschwierig-
keiten geraten sind oder deren Rück-
zahlung unwahrscheinlich ist. Durch 

die Übertragung dieser Kredite an 
spezialisierte Kreditdienstleister oder 
Kreditkäufer können die Banken ihre 
Bilanzen bereinigen, ihre Eigenkapital-
quoten verbessern und ihre Kredit-
vergabe an die RealwirtschaŌ erhö-
hen. 

Damit fördern wir einen funkƟonie-
renden Kreditzweitmarkt, der die 
Finanzierung von wirtschaŌlichen 
InvesƟƟonen sicherstellt und die Fi-
nanzstabilität erhöht. GleichzeiƟg 
sorgen wir dafür, dass die Rechte und 
Interessen der Verbraucherinnen und 
Verbraucher gewahrt bleiben. Ich bin 
überzeugt, dass dieser Gesetzentwurf 
ein ausgewogener und zukunŌswei-
sender Kompromiss ist, der sowohl 

den Anforderungen des europäischen 
Binnenmarktes als auch den naƟona-
len Besonderheiten Rechnung trägt.  
 
Hier gibt es die gesamte Rede:  
hƩps://dbtg.tv/cvid/7603251  

Belarus gehört in die europäische Fa-
milie! Das ist die klare BotschaŌ des 
Antrags, der im Plenum des Bundesta-
ges abgesƟmmt wurde. In meiner Re-
de habe ich diese PosiƟon bekräŌigt. 
Ich bin stolz auf die produkƟve Zu-
sammenarbeit mit der Kollegin und 

den Kollegen aus der FreundschaŌs-
gruppe demokraƟsches Belarus, die 
wir im Frühjahr ins Leben gerufen ha-
ben. Gemeinsam haben wir jetzt den 
Antrag „Für ein demokraƟsches Bela-
rus in der europäischen Familie" erar-
beitet und vorgelegt. Und damit nicht 

nur unsere entschiedene Unter-
stützung für die belarussische 
DemokraƟebewegung ausge-
sprochen, sondern auch Solida-
rität mit dem belarussischen 
Volk in seinem Streben nach 
Freiheit, Menschenrechten, fai-
ren Wahlen und dem Recht, 
über sein eigenes Schicksal zu 
entscheiden. Das sind Werte, 
für die Deutschland immer ste-
hen wird. Viele von uns haben 
PatenschaŌen für poliƟsche 
Gefangene in Belarus übernom-
men, und wir setzen uns in die-
sem Antrag auch dafür ein, dass 
poliƟsche Verfolgten hier in 
Deutschland sichere Zuflucht 
finden. Denn die Solidarität mit 
der belarussischen DemokraƟe-
bewegung soll nicht halbherzig 
sein. Und der Einsatz für Men-

schenwürde und DemokraƟe ist kein 
Verbrechen, sondern eine Leistung, 
die unseren Respekt und unsere gro-
ße Unterstützung verdient. 
 
Hier gibt es die gesamte Rede:  
hƩps://dbtg.tv/cvid/7602959  
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Die Bedeutung dieser UnterschriŌ 
geht weit über das Übliche hinaus. 
Das Gelbe Band ist ein bescheidenes, 
aber bedeutendes Zeichen unserer 
Verbundenheit mit unseren SoldaƟn-
nen und Soldaten im Ein-
satz. Wir haben als Bun-
destagsabgeordnete die 
gelben Bänder im Reichs-
tagsgebäude unterzeich-
net. Während der festli-
chen Weihnachtszeit wer-
den diese Bänder in den 
Einsatzgebieten gut sicht-
bar aufgehängt, und so 
fliegt das Band von Berlin 
in die weite Welt. In die-
sem Jahr verbringen meh-
rere tausend Mitglieder 
der Bundeswehr die Fei-
ertage und den Jahres-
wechsel an Orten wie 
dem BalƟkum oder auf 
Schiffen im MiƩelmeer – 

Weihnachten auf See oder fern von 
der Familie an Land ist eine enorme 
Herausforderung, besonders in Zeiten 
voller Unsicherheit. Auch die Pioniere 
aus der Solling-Kaserne in Holzminden 

sind immer wieder im Auslandsein-
satz. Wir sind den Angehörigen unse-
rer Truppe für ihren unermüdlichen 
Einsatz zuƟefst dankbar. Auch in die-
sem Jahr habe ich mich mit Freude an 

dieser AkƟon be-
teiligt, um meine 
Anerkennung und 
Wertschätzung 
gegenüber unse-
ren SoldaƟnnen 
und Soldaten aus-
zudrücken. Die 
UnterschriŌen 
werden vom Bun-
deswehrverband 
entgegengenom-
men und in den 
Tagen vor Weih-
nachten in den 
Einsatzgebieten 
unserer Truppe 
überreicht. 

In Berlin und im Bundestag haƩen wir 
besondere Ehrengäste! Gemeinsam 
mit der belarusischen OpposiƟonsfüh-
rerin Swetlana Tichanowskaja, die 
eigens aus ihrem Exil in Litauen ange-
reist war, haben wir eine wichƟge 
Konferenz veranstaltet. Diese Veran-
staltung bot uns eine großarƟge Gele-

genheit, uns mit gleichgesinnten Par-
lamentarierinnen und Parlamentari-
ern aus 14 europäischen Ländern und 
dem Europäischen Parlament in Brüs-
sel auszutauschen. Viele von ihnen 
sind Mitglieder von FreundschaŌs-
gruppen für ein demokraƟsches , ähn-
lich wie ich und andere Kolleginnen 

und Kollegen im Bundestag. Wir ha-
ben von dieser Konferenz InspiraƟon 
und Beispiele für gute Praxis mitge-
nommen, wie Parlamente noch mehr 
dazu beitragen können, die muƟgen 
Bürgerinnen und Bürger von Belarus 
im Fokus zu behalten und ihre demo-
kraƟsche und proeuropäische Bestre-
bungen zu unterstützen. Wir dürfen 
nicht vergessen, dass das Land nach 
wie vor von dem brutalen Diktator 
Lukaschenka regiert wird, OpposiƟ-
onsvertreter verfolgt und inhaŌiert 
werden und Belarus für den russi-
schen Krieg gegen die Ukraine miss-
braucht wird. Es ist umso wichƟger, 
dass wir diejenigen, die für Men-
schenrechte, DemokraƟe und die Frei-
heit kämpfen, ihr eigenes Schicksal zu 
besƟmmen, unermüdlich unterstüt-
zen. Ihnen gehört unsere Anerken-
nung.  
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Im Noƞall zählt jede Minute: In Krisen 
oder bei Katastrophen muss die Be-
völkerung schnell und zuverlässig ge-
warnt werden, um sich in Sicherheit 
bringen oder Gegenmaßnahmen er-
greifen zu können. Auch wenn zuneh-
mend neue Methoden wie SMS-
BenachrichƟgungen oder Warn-Apps 
Verbreitung finden, werden Sirenen 
als etabliertes und zuverlässiges 
WarnmiƩel auch in ZukunŌ eine gro-
ße Rolle spielen. Wie der heimische 
SPD-Bundestagsabgeordnete Johan-
nes Schraps berichtet, hat der Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bun-
destages heute MiƩel in Höhe von 30 
Mio. Euro freigegeben, um den Aus-
bau der Sireneninfrastruktur im Land 
weiter voranzutreiben. Ziel des neuen 
Förderkonzepts ist es, dass Bund und 
Länder zügig die Lücken schließen und 
gemeinsam ein flächendeckendes und 
zukunŌsfähiges Sirenennetz auĩau-
en. 
Am 14. September 2023 fand erneut 

der bundesweite Warntag staƩ: Milli-
onen Bürgerinnen und Bürger erhiel-
ten per Smartphone eine Warnmel-
dung mit Hinweis auf den diesjährigen 
Testlauf für die Warninfrastruktur, 
auch in Fernsehen und Radio wurde 
probeweise gewarnt. Die für den Zivil-
schutz zuständige Bundesinnenminis-
terin Nancy Faeser (SPD) zog posiƟve 
Bilanz: 97 Prozent der Bevölkerung 
wurden mit dem sog. WarnmiƩelmix 
erreicht. Während auch Tausende 
Sirenen auslösten, besteht bei der 
Sireneninfrastruktur allerdings noch 
Nachholbedarf. Viele Anlagen wurden 
in den vergangen 30 Jahren ausge-
mustert, bestehende Sirenen müssen 
nachgerüstet oder an die inzwischen 
digitalisierte Warninfrastruktur ange-
schlossen werden.  
Johannes Schraps, Bundestagsabge-
ordneter für den Wahlkreis 46: „Die 
MiƩelfreigabe im Haushaltsausschuss 
ist eine gute Nachricht für unsere 
Kommunen und Landkreise. Die Am-

pel-KoaliƟon möchte den InvesƟƟons-
stau in unserem Sirenennetz zügig 
beheben, deshalb hat sie in den Haus-
haltsberatungen im vergangenen Jahr, 
neben zusätzlichen MiƩeln für die 
SMS-Warnung, auch 30 Mio. Euro für 
ein neues Sirenen-Förderprogramm 
bereitgestellt. Zuständig für die War-
nung im Katastrophenfall sind aber 
die Bundesländer. Deshalb wurden 
die Gelder gesperrt und an die Auflage 
geknüpŌ, dass die Länder sich finanzi-
ell am Förderprogramm beteiligen. 
Das nun vorgelegte und vom Haus-
haltsausschuss abgesegnete Konzept 
sieht vor, dass Bund und Länder 
künŌig zu gleichen Teilen MiƩel be-
reitstellen. Neue oder modernisierte 
Sirenen sollen an das digitale Warn-
system angeschlossen werden, sodass 
auch Bundes- und Landesbehörden 
schnell Warnungen auslösen können. 
Außerdem wird ein WarnmiƩelkatas-
ter aufgebaut.   

Ich freue mich sehr, dass ich  junge 
Menschen im Alter von 18 bis 28 Jah-
ren vom 13. bis 15. Dezember 2023 
nach Berlin einladen darf.  
Unter der SchirmherrschaŌ der Bun-
destagspräsidenƟn Bärbel Bas MdB 
finden die 29. Tage der Begegnung im 
Deutschen Bundestag staƩ.  
Der vorherige Schirmherr Dr. Wolf-
gang Schäuble bezeichnete die Tage 
der Begegnung respektvoll als „die 

älteste frakƟons-
übergreifende 
IniƟaƟve im 
Deutschen Bun-
destag“. Seit 
1985 lädt ein 
überkonfessio-
neller Einlader-
kreis von Abge-
ordneten zu die-
ser Veranstal-
tung mit Vorträ-

gen, Seminaren und Gesprächen in 
den Deutschen Bundestag ein.  
SpitzenpoliƟker, Journalisten und Un-
ternehmer denken gemeinsam über 
PoliƟk, Glaube und Werte sowie unse-
re „Verantwortung vor GoƩ und den 
Menschen“ (Präambel des Grundge-
setzes) nach und stellen sich der Dis-
kussion mit den etwa 150 Teilneh-
mern.  
 

Persönliche Begegnungen und Ge-
spräche sollen dazu beitragen, die 
universelle Verantwortung für die Ge-
staltung unseres Gemeinwesens be-
wusst zu machen und einen authenƟ-
schen Einblick in die Arbeit des Parla-
ments und den PoliƟkeralltag zu ge-
währen.  
Die Anzahl der Plätze ist begrenzt. 
Nähere InformaƟonen gibt es unter 
hƩps://www.tage-der-
begegnung.de/. 
 
Interessierte können sich bei meinem 
Team in den Wahlkreisbüros telefo-
nisch  unter  
T. 0 51 51 - 107 33 99 und  
T. 0 55 31—50  30 oder alternaƟv per 
Mail unter:   
johannes.schraps@bundestag.de  
anmelden. 
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LeitentscheidungsverfahrenÊeinführenÊ
–ÊJusƟzÊentlastenÊ 
Sogenannte Massenverfahren, also 
massenhaŌe Einzelklagen, mit denen 
gleichgelagerte Ansprüche wie im Die-
sel-Skandal oder wegen unzulässiger 
Klauseln in Fitnessstudio-, Versicheu-
ngs- oder Bankverträgen geltend ge-
macht werden, stellen eine große Be-
lastung für die betroffenen Zivilgerich-
te dar.  
Höchstrichterliche Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs (BGH) können die 
Gerichte der unteren Instanzen entlas-
ten, da sich in diesen Verfahren zu-
meist die gleichen entscheiden-den 
Rechtsfragen stellen. Hat der BGH hier 
einmal in letzter Instanz entschieden, 
können  sich andere Instanzen daran 
orienƟeren. Diese höchstrichterlichen 
Entscheidungen können bisher jedoch 
durch Rücknahme von Revisionen oder 
aufgrund eines Vergleichs verhindert 
werden.  
Mit dem Leitentscheidungsverfahren 
soll nun eine neue Möglichkeit für den 
BGH geschaffen werden, über grund-
sätzliche Rechtsfragen in einem Ver-
fahren auch dann zu entscheiden, 
wenn die Parteien das Verfahren zu 
einem späteren Zeitpunkt beenden 
(zum Beispiel durch eine Rücknahme 
oder einen Vergleich). Die daraus re-
sulƟerende Leitentscheidung kann den 
Gerichten und der Öffentlichkeit als 
Richtschnur und zur OrienƟerung für 
weitere, gleichgelagerte Fälle dienen. 
Daran gebunden sind die unteren In-
stanzen hingegen nicht. Auch hat die 
Entscheidung keine Rechtswirkung für 
den Einzelfall. Dennoch wird eine sol-
che Entscheidung für Rechtssicherheit 
bei Betroffenen und Rechtsanwe-
ner:innen und für Entlastung der Ge-
richte sorgen.   
MehrÊKompetenzenÊ fürÊRegulierungs-
behördenÊimÊEnergiebereichÊ 
In Deutschland legt die Bundesregie-
rung per Verordnung die Höhe der 
Netzentgelte fest und regelt den Zu-

gang zu Gas- und Stromnetzen. Die 
entsprechende Regulierungsbehörde 
setzt diese Vorgaben um. Diese 
„vorstrukturierte“ oder „normaƟve 
Regulierung“ verstößt jedoch gegen EU
-Recht. Im September 2021 hat der 
Europäische Gerichtshof deshalb ein 
Vertrags-verletzungsverfahren gegen 
Deutschland eingeleitet.  
Um diese Regulierungslücke zu schlie-
ßen und das naƟonale Recht an das 
Unionsrecht anzupassen, beschließt 
der Bundestag in dieser Woche einen 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Änderung des EnergiewirtschaŌs-
gesetzes (EnWG). Dadurch werden 
zwei bisher im EnWG geltende Verord-
nungsermächƟgungen der Bundesre-
gierung aufgehoben und die Kompe-
tenzen bei der Netzzugangs- und 
Netzentgeltregulierung auf die Regu-
lierungsbehörden übertragen. Um har-
te Brüche und damit wirtschaŌliche 
oder rechtliche Unsicherheit zu ver-
meiden, treten die Verordnungen ge-
staffelt erst nach einer Übergangszeit 
außer KraŌ.  
Auch der Wasserstoĭochlauf wird im 
Entwurf adressiert. Erstmals erhält die 
Bundesnetzagentur die Möglichkeit, 
Wasserstoff-Kernnetze zu genehmi-
gen. Damit wird der Startschuss für die 
Wasserstoffnetzplanung in Deutsch-
land gegeben. Bis Ende des Jahres wird 
eine um-fassende Wasserstoffnetzent-
wicklungsplanung im EnWG einge-
führt.  
Vorgesehen sind auch die Beschleuni-
gung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren für den Ausbau von 
Stromnetzen sowie Maßnahmen, um 
die Höherauslastung der Stromnetze in 
Deutschland abzufedern und nachhal-
Ɵg abzusichern. Außerdem wird mit 
der Novelle ein einmaliger Zuschuss 
von 5,5 Milliarden Euro auf die Netz-
entgelte der Übertragungsnetzebene 
gewährt. Damit werden die Netzent-
gelte auf dem Niveau von 2022 gede-
ckelt.  

SteuerfairnessÊ schaffenÊ –Ê GlobaleÊ
MindestbesteuerungÊumsetzenÊ 
Der Bundestag hat in dieser Woche 
das Mindestbesteuerungsrichtlinie-
Umsetzungsgesetz beschlossen. Mit 
diesem Gesetz führen wir eine effekƟ-
ve internaƟonale Mindeststeuer ein. 
Die internaƟonale Mindeststeuer wur-
de 2018 von Olaf Scholz in seiner Zeit 
als Bundesfinanzminister gemeinsam 
mit dem französischen Finanzminister, 
Bruno LeMaire, vorgeschlagen und in 
die Beratungen der OrganisaƟon für 
wirtschaŌliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) eingebracht. Im 
Dezember 2021 einigten sich dann 141 
Staaten auf die Einführung einer inter-
naƟonalen Mindeststeuer. Diese Ein-
führung ist ein großer FortschriƩ im 
Kampf gegen Gewinnverlagerungen 
internaƟonaler Konzerne in Niedrig-
steuerländer und gegen den unfairen 
SteuerweƩbewerb. Es ist hochgradig 
ungerecht, verzerrt den internaƟona-
len WeƩbewerb und die Steuereinnah-
men fehlen den öffentlichen Haushal-
ten, wenn global agierende, große 
Konzerne kaum Steuern zahlen. Denn 
sie können ihre Gewinne in Steueroa-
sen verschieben und vermeiden es so, 
Milliarden an Steuer zu zahlen.  
Durch eine Nachversteuerung von 
nicht oder niedrig besteuerten Unter-
nehmensgewinnen wird eine globale 
Mindestbesteuerung in Höhe von 15 
Prozent sichergestellt. Damit werden 
aggressive Steuergestaltungsmodelle 
unaƩrakƟver. Außerdem wird im inter-
naƟonalen SteuerweƩbewerb um In-
vesƟƟonen und Unternehmensansied-
lungen eine Untergrenze eingezogen. 
InternaƟonale Konzerne können sich 
somit nicht ihrer Finanzierungsverant-
wortung für das Gemeinwesen entzie-
hen. Die Mindestbesteuerung gilt für 
alle internaƟonal täƟgen Un-
ternehmen und große inländische 
Gruppen mit einem jährlichen Umsatz 
über 750 Millionen Euro.  
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In der Nacht vom 09. auf dem 
10.November brannten in 
Deutschland die Synagogen. Tau-
sende Jüdinnen und Juden wur-
den in den Novemberpogromen 
1938 verhaŌet, misshandelt und 
ermordet. Die Reichspogrom-
nacht gilt als AuŌakt des größten 
Völkermords in der Geschichte.  
85 Jahre später gibt es wieder 
Brandanschläge auf Synagogen in 
unserem Land. Die Zahl anƟsemi-
Ɵscher StraŌaten steigt. Und das 

nicht erst seit der 
jüngsten Gräuelta-
ten der Hamas und 
einem Über-
schwappen islamis-
Ɵsch moƟvierten 
Judenhasses. Ge-
waltdelikte gegen 
Jüdinnen und Ju-
den nehmen seit 
Jahren zu, vier von 
fünf StraŌaten 
werden aus dem 
rechten poliƟschen 
Spektrum heraus 
verübt.  
"Es ist egal, von 
woher er kommt, 
ob von ewig Gestri-
gen, von links, von 
rechts, ob er aus 

religiösen oder atheisƟschen Mo-
Ɵven entsteht. Wir müssen uns 
gegen AnƟsemiƟsmus klar posiƟ-
onieren. Unter den demokraƟ-
schen Parteien sind wir uns darin 
einig", sagt Bundeskanzler Olaf 
Scholz. "Wer Juden in Deutsch-
land angreiŌ, greiŌ uns alle an. 
Deshalb sollten wir uns alle für 
den Schutz von Jüdinnen und Ju-
den in Deutschland einsetzen, da 
geht es um Zivilcourage." Seit 
dem bluƟgen Angriff der Hamas 

auf Israel fühlen sich Jüdinnen 
und Juden auch in Deutschland 
wieder bedroht. Ausgerechnet 
hier, fast 80 Jahre nach dem Ho-
locaust. Der 9. November erin-
nert in dieser Woche in biƩerer 
Weise an eine Wegmarke der 
Auslöschung jüdischen Lebens 
hierzulande. Gerade vor dem 
Hintergrund der historischen Ver-
antwortung, die aus dieser 
Schuld erwächst, müssen wir uns 
anƟsemiƟschem Hass mit aller 
Deutlichkeit entgegenstellen und 
ihn mit allen rechtsstaatlichen 
MiƩeln bekämpfen - strafrecht-
lich und gesellschaŌlich.  
Dies bedeutet zum einen, keine 
judenfeindlichen Parolen auf un-
seren Straßen zu dulden und je-
den Jubel über die Terrorangriffe 
zu unterbinden und zu ahnden. 
Es bedeutet zudem, terrorisƟ-
sche OrganisaƟonen und solche 
mit anƟsemiƟscher Programma-
Ɵk zu verbieten. Und es bedeu-
tet, dass wir staatlicherseits akƟv 
und verlässlich die zivilgesell-
schaŌlichen OrganisaƟonen und 
deren Ehrenamtliche unterstüt-
zen, die sich gegen AnƟsemiƟs-
mus und für ein friedliches, res-
pektvolles Miteinander einset-
zen. Nie wieder ist jetzt!  


